
 

 

 

RESOLUTION 

Indirekter Gegenvorschlag zur Inklusions-Initiative: Nachbessern 
bitte!  

Verabschiedet an der Delegiertenversammlung von Inclusion Handicap, 2. Juli 2026 

Im Februar 2026 hat der Bundesrat die Botschaft zur Inklusions-Initiative und zum indi
rekten Gegenvorschlag verabschiedet. Der Bundesrat erachtet die Kernanliegen der 
Inklusions-Initiative als unbestritten. Er möchte die Anliegen aber rascher und konkre
ter umsetzen. Nach umfassender Kritik im Vernehmlassungsverfahren hat er den Ge
genvorschlag teilweise überarbeitet. Es erstaunt aber, dass der Bundesrat selber im 
Gegenvorschlag weiterhin wenig konkrete Massnahmen vorschlägt. Ausnahmen sind 
das Erfordernis einer Strategie und von Aktionsplänen bei Bund und Kantonen sowie 
eine unabhängige Monitoringstelle zur BRK-Umsetzung. Aktuell berät das Parlament 
die Initiative und den Gegenvorschlag. Die Kommission für Wissenschaft, Bildung und 
Kultur (WBK-N) wird ihre Anträge im August beschliessen und der Nationalrat in der 
Herbstsession 2026 über den Gegenvorschlag befinden. In der vorliegenden Form 
stellt der Gegenvorschlag keine valable Alternative zur Inklusions-Initiative dar. Er 
bleibt unverbindlich und vage und bietet Menschen mit Behinderungen keinen konkre
ten Mehrwert.  

Vor diesem Hintergrund fordern die Delegierten von Inclusion Handicap das Parla
ment auf: Beweisen Sie mehr Mut als der Bundesrat und schaffen Sie einen Ge
genvorschlag, der seinen Namen verdient und Menschen mit Behinderungen in ih
rem Alltag einen konkreten Mehrwert bietet! 

Die Delegierten fordern das Parlament auf, den Gegenvorschlag zumindest in folgen
den Punkten nachzubessern: 

Verbindliche Umsetzung der UNO-BRK aufgleisen 

Die noch mangelnde Umsetzung der BRK in der Schweiz wurde 2022 vom UNO-Aus
schuss kritisiert. Ein ernst zu nehmender Gegenvorschlag muss sicherstellen, dass 
der Bundesrat den Verpflichtungen der Schweiz nachkommt. Dazu braucht es eine Be
standesaufnahme des geltenden Bundesrechts, die den Handlungsbedarf verbindlich 
bezeichnet und aufzeigt, in welchen Gesetzen es zur Umsetzung der BRK noch Anpas
sungen braucht. 

Selbstbestimmtes Wohnen innert nützlicher Frist sicherstellen 

Obwohl das Parlament mit der Motion 24.3003 zur Modernisierung des IFEG unmiss
verständlich die freie Wahl der Wohnform und des Wohnorts verlangt hat, sind die ent
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sprechenden Artikel im Entwurf des Inklusionsgesetzes zahnlos. Es braucht eine Klar
stellung der Verpflichtungen von Bund und Kantonen zur Sicherstellung von mehr 
Wahlfreiheit bezüglich Wohnform und Wohnort. Damit der Systemwechsel vom Woh
nen im Heim zum selbstbestimmten Leben mit Assistenz in Angriff genommen wird, 
muss im Gegenvorschlag sichergestellt werden, dass die erforderlichen Unterstüt
zungsleistungen sowie genügend barrierefreier Wohnraum innert nützlicher Frist zur 
Verfügung stehen. Zudem braucht es eine bessere Koordination von Bund und Kanto
nen im Bereich selbstbestimmtes Wohnen. Dies hat auch die eidgenössische Finanz
kontrolle bemängelt.   

Zentralen Lebensbereich Arbeit nicht länger ausklammern 

Die Inklusions-Initiative fordert die rechtliche und tatsächliche Gleichstellung in allen 
Lebensbereichen. Der Gegenvorschlag ignoriert den wichtigen Lebensbereich der Er
werbsarbeit. Dieser ist ein Grundpfeiler der selbstbestimmten Lebensführung. Es 
braucht im Inklusionsgesetz spezifische Bestimmungen, die Bund und Kantone ver
pflichten, die erforderlichen Unterstützungs- und Anpassungsmassnahmen für Men
schen mit Behinderungen sowie für die Arbeitgebenden zu ergreifen. Es braucht durch
lässigere Übergänge zwischen zweitem und erstem Arbeitsmarkt. Assistenz, Hilfsmit
tel und Job Coaching bei der Arbeit müssen bei der IV ausgebaut werden. Zudem muss 
der Diskriminierungsschutz in privaten Arbeitsverhältnissen im Behindertengleichstel
lungsgesetz verbessert werden.  

Zugang zu Assistenzbeitrag und Hilfsmitteln substanziell ausbauen 

Ein selbstbestimmtes Leben steht und fällt mit der dafür benötigten Unterstützung im 
Alltag. Dafür braucht es substanzielle Verbesserungen im Invalidenversicherungsge
setz. Der Zugang zum Assistenzbeitrag in der IV ist an zu hohe Hürden geknüpft. Der 
Kreis der Assistenzpersonen muss erweitert werden, damit in spezifischen Situationen 
auch enge Angehörige Assistenzleistungen erbringen können. Prioritär ist zudem die 
Einführung eines einheitlichen Bedarfsabklärungsinstruments, welches das veraltete 
Instrument FAKT ablöst und allen Behinderungsarten gerecht wird. Auch der Zugang 
zur Hilflosenentschädigung, insbesondere für Menschen mit psychischer Beeinträchti
gung ohne IV-Rente, muss ausgebaut werden. 

Instrumente zur Umsetzung schaffen: Inklusionsrat und Pilotprojekte!  

Eine wirksame Behindertenpolitik kann nicht über die Köpfe der Betroffenen hinweg 
geschehen. Eine Lösung ist die Schaffung eines Inklusionsrates, der vorwiegend aus 
selbstbetroffenen Menschen bestehen muss. Dieser soll den Bundesrat bei der Ge
setzgebung beraten und eigene Vorschläge einbringen können. Gleichzeitig braucht es 
gesetzlich verankerte Pilotprojekte und Förderprogramme, um das selbstbestimmte 
Wohnen und die Beschäftigung am ersten Arbeitsmarkt zu fördern. 
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